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1. Daten-Governance
Was ist Daten-Governance?

Bei der Daten-Governance geht es um eine Reihe von Regeln und Mitteln zur Verwendung von Daten.
Dies beinhaltet neben Mechanismen, Vereinbarungen und technischen Normen für eine gemeinsame
Datennutzung auch Strukturen und Prozesse für einen sicheren Datenaustausch, beispielsweise über
vertrauenswürdige Dritte.

Warum brauchen wir eine Verordnung über Daten-Governance?

Daten haben ein enormes wirtschaftliches und gesellschaftliches Potenzial, denn sie können neue
Produkte und Dienstleistungen auf der Grundlage neuartiger Technik ermöglichen, die Produktion
effizienter machen und Instrumente zur Bewältigung gesellschaftlicher Herausforderungen
bereitstellen. Im Gesundheitswesen tragen Daten beispielsweise zu einer besseren
Gesundheitsversorgung bei, ermöglichen bessere personalisierte Behandlungen und helfen bei der
Heilung seltener oder chronischer Krankheiten.

Dieses enorme Potenzial kann nur erschlossen werden, wenn mehr Daten zur Verfügung gestellt,
vertrauensvoll weitergegeben und technisch leicht weiterverwendet werden können. Die Verordnung
über Daten-Governance wird dafür sorgen, dass die Maßnahmen der Mitgliedstaaten im Bereich der
Daten aufeinander abgestimmt werden, damit ein echter europäischer Markt für Daten entsteht und
sich gemeinsame europäische Datenräume entwickeln.

Wie wird die Verordnung den Bürgern und Unternehmen nützen?

Die Verordnung über Daten-Governance wird dafür sorgen, dass mehr Daten für die Wirtschaft und
Gesellschaft in der EU zugänglich gemacht werden, und sie wird den Bürgerinnen und Bürgern wie
den Unternehmen mehr Kontrolle über die von ihnen erzeugten Daten verschaffen. Auf diese Weise
wird sie die digitale Souveränität Europas im Bereich der Daten stärken.

Für die Europäerinnen und Europäer wird es einfacher werden, die Nutzung der sie betreffenden
Daten zum Nutzen der Gesellschaft und unter vollem Schutz ihrer personenbezogenen Daten zu
erlauben. So möchten Menschen mit seltenen oder chronischen Krankheiten möglicherweise in die
Verwendung ihrer Daten zur Verbesserung der Behandlungsmethoden für solche Krankheiten
einwilligen. Dank persönlicher Datenräume – also neuartiger Werkzeuge und Dienste für die
Verwaltung persönlicher Informationen – werden die Europäerinnen und Europäer mehr Kontrolle
über ihre Daten erhalten und selbst im Einzelnen entscheiden können, wer zu welchem Zweck
Zugang zu ihren Daten erhalten darf.

Den Unternehmen – großen wie kleinen – werden sich dabei neue Geschäftsmöglichkeiten eröffnen,
und gleichzeitig werden sie von niedrigeren Kosten für Erwerb, Integration und Verarbeitung von
Daten, von geringeren Marktzutrittsschranken und von einer Verkürzung der Zeit bis zur Marktreife
neuartiger Produkte und Dienstleistungen profitieren.

2. Daten für die Gesellschaft
Wie können Daten der Gesellschaft nützen?
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Je mehr Erkenntnisse wir aus Daten gewinnen, desto mehr Fakten stehen uns zur Verfügung, auf
deren Grundlage wir Entscheidungen treffen und Strategien festlegen können. Beispielsweise können
solche Erkenntnisse genutzt werden, damit wir besser auf Notsituationen wie Überschwemmungen
und Waldbrände reagieren, unsere Städte umweltfreundlicher und sauberer machen oder Menschen
helfen können, länger und gesünder zu leben. Mit Daten lassen sich Entwicklungen in der
personalisierten Medizin oder in der Erforschung von Heilmitteln für bestimmte Krankheiten
voranbringen oder auch Dienstleistungen des öffentlichen Sektors verbessern.

Wie kann eine gemeinsame Datennutzung zum Vorteil der Gesellschaft gefördert werden?

Eine zur Ausarbeitung dieses Vorschlags durchgeführte Online-Konsultation hat ergeben, dass die
gemeinsame Datennutzung zum Wohle der Gesellschaft vor allem durch fehlende Instrumente, nicht
aber durch eine mangelnde Bereitschaft behindert wird. Mit der Verordnung werden Regeln und
Mittel für einen vertrauensvollen Datenaltruismus eingeführt. Das bedeutet, dass Daten für rein
nichtkommerzielle Zwecke, die bestimmten Gemeinschaften oder der Gesellschaft insgesamt
zugutekommen – wie beispielsweise die Nutzung von Mobilitätsdaten zur Verbesserung des
Nahverkehrs – unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden. So sollen die richtigen
Rahmenbedingungen geschaffen werden, damit Einzelpersonen wie Unternehmen darauf vertrauen
können, dass ihre so zur Verfügung gestellten Daten von vertrauenswürdigen Organisationen im
Einklang mit den Werten und Grundsätzen der EU behandelt werden.

Außerdem wird ein gemeinsames europäisches Einwilligungsformular für Datenaltruismus
ausgearbeitet, um das Sammeln von Daten in allen Mitgliedstaaten in einem einheitlichen Format zu
ermöglichen. Dieses Formular wird modular aufgebaut sein, damit es auf die Bedürfnisse bestimmter
Sektoren und Zwecke zugeschnitten werden kann.

Wie wird ein Unternehmen für seinen Datenaltruismus anerkannt werden?

Eine Einrichtung, die Datenaltruismus betreibt, wird sich freiwillig in einem neuen öffentlichen
Register als „datenaltruistische Organisation“ eintragen lassen können. Eine solche Organisation darf
keinen Erwerbszweck verfolgen, muss gewisse Transparenzanforderungen erfüllen und besondere
Garantien für den Schutz der Rechte und Interessen der Bürger und Unternehmen bieten. Dadurch
soll ein Höchstmaß an Vertrauen mit einem möglichst geringen Verwaltungsaufwand erreicht
werden.

3. Gemeinsame Datennutzung mit dem öffentlichen und privaten Sektor
Wie werden öffentliche Stellen den Schutz der Privatsphäre und Vertraulichkeit
gewährleisten?

Die Mitgliedstaaten werden sich technisch entsprechend ausrüsten müssen, damit sie die
uneingeschränkte Wahrung der Privatsphäre und der Vertraulichkeit gewährleisten können. Dies
kann eine Reihe technischer Lösungen umfassen, z. B. Anonymisierung oder Verarbeitung in
besonderen Infrastrukturen, die von öffentlichen Stellen betrieben und beaufsichtigt werden, aber
auch rechtlich verbindliche Vertraulichkeitsvereinbarungen, die der Weiterverwender unterzeichnen
muss. Wann immer solche Daten an einen Weiterverwender übermittelt werden, wird es
Vorkehrungen geben, die für die Einhaltung der DSGVO sorgen und die Vertraulichkeit der Daten
wahren.

Wie werden Datenmittler das Vertrauen in die gemeinsame Datennutzung gewährleisten?

Derzeit befürchten viele Unternehmen, dass sie durch eine Weitergabe ihrer Daten
Wettbewerbsvorteile einbüßen könnten oder dass ihre Daten missbraucht werden könnten. Um das
Vertrauen zu stärken, werden vertrauenswürdige Anbieter von Diensten für die gemeinsame
Datennutzung (sogenannte Datenmittler, z. B. Datenmarktplätze) solche Daten in neutraler Weise
zusammenführen und organisieren. Um diese Neutralität zu garantieren, darf der Datenmittler die
Daten nicht in seinem eigenen Interesse weitergeben (indem er sie z. B. an ein anderes
Unternehmen verkauft oder selbst verwendet, um mit diesen Daten ein eigenes Produkt zu
entwickeln) und muss strenge Anforderungen erfüllen, damit diese Neutralität gewahrt bleibt.
Zulässig sein werden sowohl eigenständige Organisationen, die ausschließlich Dienste für die
gemeinsame Datennutzung erbringen, als auch Unternehmen, die solche Dienste für die gemeinsame
Datennutzung neben anderen Diensten anbieten. In diesem Fall wird die gemeinsame Datennutzung
jedoch streng von anderen Datendiensten getrennt. Die gesammelten Daten und die erfassten
Metadaten dürfen nur zur Verbesserung des Dienstes für die gemeinsame Datennutzung verwendet
werden.

Nach der vorgeschlagenen Verordnung müssen Datenmittler der zuständigen Behörde ihre Absicht
mitteilen, solche Dienstleistungen zu erbringen. Die Behörden werden dann die Einhaltung der
Anforderungen überwachen, und die Kommission wird ein Register der Datenmittler führen.
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Wie können Daten des öffentlichen Sektors von Unternehmen, Verwaltungen, Hochschulen
oder Bürgern weiterverwendet werden?

Die Richtlinie über offene Daten vom Juni 2019 enthält Vorschriften für die Weiterverwendung von
Informationen des öffentlichen Sektors. Auch der öffentliche Sektor besitzt riesige Datenmengen, die
nicht als offene Daten zur Verfügung gestellt werden können, weil sie Informationen über
Einzelpersonen oder über Unternehmen enthalten (z. B. Gesundheitsdaten, Informationen über
Finanzsysteme). Die vorgeschlagene Verordnung ergänzt daher die Richtlinie, denn sie erfasst Daten,
die nicht als offene Daten zur Verfügung gestellt werden können. Dies betrifft Daten, für die
Datenschutzvorschriften gelten, genauso wie Daten die dem geistigen Eigentum unterliegen, oder
die Geschäftsgeheimnisse oder andere sensible Geschäftsinformationen enthalten.

Die Herausforderung besteht darin, Wege zu finden, wie das Wissen aus den Daten extrahiert werden
kann, ohne dabei die Privatsphäre oder andere mit den Daten verbundene Rechte in irgendeiner
Weise zu verletzen. Einige Mitgliedstaaten haben bereits sichere und datenschutzkonforme
Bedingungen für die Weiterverwendung solcher Daten geschaffen. Die Verordnung wird dafür sorgen,
dass diese Praxis in der EU eine größere Verbreitung findet, weil sich so die Auffindbarkeit solcher
Daten verbessert und technisch entsprechend ausgestattete öffentliche Stellen den Schutz der
Privatsphäre und der Vertraulichkeit bei der Weiterverwendung von Daten besser überwachen
können.

Welche Rolle wird der europäische Dateninnovationsausschuss spielen?

Der Verordnungsentwurf sieht die Einsetzung eines europäischen Dateninnovationsrats vor, der den
Austausch bewährter Verfahren zwischen den Behörden der Mitgliedstaaten erleichtern soll,
insbesondere im Hinblick auf Datenaltruismus, Datenmittler und die Verwendung öffentlicher Daten,
die nicht als offene Daten zur Verfügung gestellt werden können. Darüber hinaus wird er die
Kommission bei der Setzung der Schwerpunkte für sektorübergreifende Interoperabilitätsnormen
beraten.

4. Europäische Datenräume
Welchen Zweck haben gemeinsame europäische Datenräume?

Europäische Datenräume werden es ermöglichen, Daten aus der gesamten EU, die sowohl vom
öffentlichen Sektor als auch von Unternehmen kommen, vertrauensvoll und kostengünstig
auszutauschen. Dadurch werden sie die Entwicklung neuer datengetriebener Produkte und
Dienstleistungen fördern. Datenräume umfassen sowohl die sichere technische Infrastruktur als auch
die zugehörigen Governance-Mechanismen.

Wie in der Datenstrategie vom Februar 2020 dargelegt, wird die Kommission die Einrichtung und
Entwicklung gemeinsamer europäischer Datenräume sowie die Verwendung der Daten zwischen
ihnen in neun strategischen Bereichen unterstützen: Gesundheit, Umwelt, Energie, Landwirtschaft,
Mobilität, Finanzen, Fertigung, öffentliche Verwaltung und Kompetenzen.

Die dafür nötigen Mittel werden aus dem Programm „Digitales Europa“ und der Fazilität
„Connecting Europe“ bereitgestellt. So plant die Kommission Investitionen in Höhe von 2 Mrd. EUR in
die Entwicklung von Datenverarbeitungsinfrastrukturen sowie Instrumenten, Architekturen und
Mechanismen für die gemeinsame Datennutzung.

Will die EU Datenlokalisierungsauflagen einführen?

Wir möchten den Europäerinnen und Europäern nicht weniger, sondern mehr Wahlmöglichkeiten für
die Verarbeitung ihrer Daten geben. Für die EU gibt es zwei Grundsätze, die Hand in Hand gehen
müssen und nicht verhandelbar sind: die Gewährleistung eines stabilen und berechenbaren Umfelds,
das weltweit einen freien Datenverkehr erlaubt und den Schutz der Privatsphäre und der
personenbezogenen Daten garantiert. Gegebenenfalls sind aber auch sensible nicht
personenbezogene Daten (z. B. sensible Geschäftsinformationen) angemessen zu schützen.

Unsere Zielvorstellung einer digitalen Wirtschaft in der EU – mit ausgebauten Datenräumen und
hochentwickelter künstlicher Intelligenz – beinhaltet ein offenes, aber entschiedenes Herangehen an
den internationalen Datenverkehr, ganz im Einklang mit unserem Eintreten für einen offenen Handel,
unseren bilateralen Beziehungen mit Partnern in aller Welt und unseren Verpflichtungen im Rahmen
der Welthandelsorganisation.

Wir wollen, dass Europa seine Datenwirtschaft weiter aufbaut und stärkt, es gibt aber keine
Verpflichtung zur Speicherung und Verarbeitung von Daten innerhalb der EU. Niemandem soll
verboten werden, mit den Partnern seiner Wahl zusammenzuarbeiten. Gleichzeitig muss die EU
sicherstellen, dass jeder Zugriff auf personenbezogene Daten der EU-Bürger und auf bestimmte
sensible Daten im Einklang mit ihren Werten und ihrem Rechtsrahmen erfolgt.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1561563110433&uri=CELEX:32019L1024
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/european-data-strategy_de


Der freie Datenverkehr in Drittländer soll dabei weiterhin möglich sein. Entsprechend ihren Aufgaben
und ihrem Auftrag wird sich die Kommission auch weiterhin gegen ungerechtfertigte
Datenlokalisierungsauflagen in anderen Teilen der Welt wenden.

Was sind die nächsten Schritte?

Mit der neuen Verordnung wird ein Rahmen für eine verantwortungsvolle Governance der
gemeinsamen europäischen Datenräume geschaffen und dafür gesorgt, dass Dateninhaber ihre
Daten freiwillig zur Verfügung stellen können.

Sie wird die im Rahmen der Richtlinie über offene Daten noch zu erlassenden Vorschriften über
hochwertige Datensätze ergänzen, die EU-weit den kostenlosen Zugang zu bestimmten Datensätzen
in maschinenlesbarem Format und über genormte Anwendungsprogrammierschnittstellen (API)
regeln sollen. Die Weiterverwendung solcher Datensätze kann für die Gesellschaft und die Wirtschaft
von großem Nutzen sein, z. B. im Hinblick auf Geodaten, Mobilitätsdaten sowie Erdbeobachtungs-
und Umweltdaten.

Für 2021 sind weitere konkrete Vorschläge für besondere Datenräume geplant, beispielsweise für
einen europäischen Gesundheitsdatenraum und einen Datenraum für den Grünen Deal. All dies wird
ergänzt durch einen neuen Rechtsakt über Daten, der den Bürgerinnen und Bürgern sowie den
Behörden einen besseren Zugang zu IoT-Daten der Industrie und zu Massendaten im Besitz von
Unternehmen sichern und eine bessere Kontrolle über solche Daten verschaffen soll, um eine
gerechtere Wirtschaft aufzubauen und Vorteile für die Gesellschaft insgesamt zu erzielen.

QANDA/20/2103
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